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Bebauungsplan Nr. 38
"Zwischen der B 65 (L 39)
und der Straße an der Müst"
3. Änderung
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Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

Mischgebiete (§ 6 BauNVO)

WA-1

MI

Planzeichenerklärung
Gemäß Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) in der aktuell gültigen Fassung und der
Baunutzungsverordnung vom 21.11.2017 (BGBl. I, S. 3786) in der aktuell gültigen Fassung.
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öffentliche Grünflächen private Grünfläche: Hausgarten

Straßenbegleitgrün

Art der baulichen Nutzung
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Verkehrsflächen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)
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(gem. § 9 Abs.1 Nr. 15  u. Abs. 6 BauGB)

EFH Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss
in Meter über Normalhöhennull (Höchstmaß)



Regenrückhaltebecken

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses

R

zu erhaltende Einzelbäume

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

StellplätzeSt

Zweckbestimmung:

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen

Sonstige Festsetzungen

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelung des Wasserabflusses
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6a BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Geh- und Fahr- und Leitungsrechte

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes
(gem. § 9 Abs. 7 BauGB)

AWB (A)

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB);
hier: Teilbereiche zum passiven Schallschutz

TB2

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB);
hier: Teilbereiche zum Ausschluss von Außenwohnbereichen (AWB)

a Geh- und Fahrrecht zugunsten der Öffentlichkeit

b Geh- und Fahrrecht zugunsten der Wasserwirtschaft

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes (gem. § 1 Abs. 4 , § 16 Abs. 5 BauNVO)

c Geh- und Fahr- und Leitungsrechte zugunsten Evonik Operations GmbH

Stellung baulicher Anlagen, Hauptfirstrichtung

Abgrenzung unterschiedlicher Höhen der Gebäude



Wirtschaftsgebäude, Garagen

Hauptgebäude mit Hausnummern

öffentliche Gebäude
Flurgrenze 

Gemarkungsgrenze

Flurstücksnummer

mit Grenzmal
Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze

Planunterlage

Leitung (unterirdisch)

Schutzstreifen (unterirdisch)

Nachrichtliche Übernahmen

Bauverbotszone, 20 m vom Fahrbahnrand (gem. § 9 Abs. 1 FStrG u. § 24 Abs. 1 NStrG) /
Baubeschränkungszone, 40 m vom Fahrbahnrand (gem. § 9 Abs. 2 FStrG u. § 24 Abs. 2 NStrG)

Vermerkungen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne

Evonik Gasleitung (vorhanden)

Evonik Gasleitung (geplant)

Sichtdreiecke für Straßenkreuzungen gem. RAL 2012 / RASt 06 (von ständigen
Sichthindernissen freizuhaltende Flächen zwischen 0,80 m und 2,50 m oberhalb
Fahrbahnoberkante)



1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN gem. § 9 Abs. 1 BauGB

1.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO

a) In den festgesetzten WA-Gebieten sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Gartenbaubetriebe und Tankstellen gem. § 1
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

b) Die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen Betriebe
des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und Anlagen für
Verwaltungen sind in den WA-3- und WA-4-Gebieten gem. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO
allgemein zulässig.

1.2 Flächen für Nebenanlagen und für Garagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m.
§§ 12, 14 und 19 BauNVO

Die Errichtung von Garagen und untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen
gem. § 14 BauNVO ist in den WA-1- und WA-2-Gebieten nur innerhalb der
überbaubaren Bereiche der Grundstücke zulässig.

1.3 Höhenlage der Gebäude gem. § 9 Abs. 3 BauGB

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) darf die in der Planzeichnung festgesetzten
Höhen über Normalhöhennull (NHN) nicht überschreiten. Verlaufen über ein zu
bebauendes Grundstück verschiedene Höhenfestsetzungen zur
Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) ist die Zulässigkeit für dieses Grundstück zu
interpolieren.

1.4 Gebäudehöhe gem. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

Innerhalb der einzelnen WA-Gebiete dürfen die maximal zulässigen Trauf- und
Firsthöhen der Gebäude folgende Werte nicht überschreiten:

Die Traufhöhe bezeichnet die Höhe zwischen der fertigen Fußbodenhöhe des ersten
Vollgeschosses und des Traufpunktes. Als Traufpunkt wird der Schnittpunkt zwischen
der senkrechten Oberfläche der Außenwand des Gebäudes mit der Dachhaut festgelegt.

Die Firsthöhe wird von der Fußbodenhöhe des ersten Vollgeschosses bis zur Oberkante
Dachfirst (höchster Punkt der Dachhaut) gemessen.



1.5 Anzahl der Wohnungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

c) In den Allgemeinen Wohngebieten WA-1 und WA-2 sind bei freistehenden
Wohngebäuden maximal 2 Wohnungen zulässig. Bei Doppel- und
Reihenhausbebauung ist 1 Wohnung je Doppelhaushälfte bzw. Reihenhausscheibe
zulässig.

d) Im WA-3- und WA-4-Gebiet sind je Gebäude maximal sechs Wohneinheiten
zulässig.

1.6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

a) Flachdächer und flach geneigte Dächer bis 10° von geplanten Hauptbaukörpern
sowie Dachflächen von Tiefgaragen, Garagen, Carports und Nebenanlage, die nicht für
die Erzeugung erneuerbarer Energien genutzt werden, sind mit einem mindestens 6 cm
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dauerhaft standortgerecht
einzusäen oder zu bepflanzen. Eine Kombination von Dach-Photovoltaikanlagen mit
Dachbegrünung ist zulässig. Nicht von der Festsetzung betroffen sind die Dachflächen
untergeordneter Gebäudeteile (z.B. Vordächer, Terrassendächer) bzw.
Dachflächenbereiche für erforderliche Oberlichter und haustechnische Einrichtungen.

b) In den Allgemeinen Wohngebieten sind Stellplätze ganzheitlich
wasserdurchlässig zu befestigen, z.B. mit breitfugig verlegtem Pflaster oder
Rasengittersteinen (mind. 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen.

c) Sollten im Zuge der Umsetzung der Planung Gebäude abgerissen, umgebaut
oder saniert werden, sind zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände die
betroffenen Gebäude auf einen Besatz von Fledermäusen oder Vögeln zu überprüfen.
Die UNB ist über das Ergebnis entsprechender Überprüfungen zu informieren. Ggf.
notwendige artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen (z.B. Anbringung von
Nistkästen oder Fledermauskästen) sind mit der UNB abzustimmen.

d) Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände sind notwendige
Fällungen / Rodungen von Gehölzen oder Hecken auf die gesetzlich zulässigen Zeiten
(01.10. - 28.02.) zu beschränken. Sind Maßnahmen außerhalb dieses Zeitraumes
unumgänglich, ist eine Abstimmung mit der UNB zwingend erforderlich. Vorhandene
Bäume ab einem Brusthöhendurchmesser von 30 cm, die vom Eingriff betroffen sind,
sind vor dem Abtrieb auf Höhlen und Spalten (mögliche Bruthabitate / Quartiere für
Vögel und Fledermäuse) zu überprüfen. Die UNB ist über das Ergebnis entsprechender
Überprüfungen zu informieren. Ggf. notwendige artenschutzrechtliche
Kompensationsmaßnahmen (z.B. Anbringung von Nistkästen oder Fledermauskästen)
sind mit der UNB abzustimmen.



e) Zur Vermeidung einer direkten Tötung von Vögeln darf zudem die restliche
Freimachung des Baufeldes ausschließlich außerhalb der Brutzeit (01. März bis
31. Juli), also in der Zeit vom 01. August bis 28. Februar vorgenommen werden.

Nach der Baufeldräumung angelegte kurzrasige Scherrasen dürfen jedoch auch in der
Zeit vom 01. März bis 31. Juli abgeschoben werden, da hierauf weder Fortpflanzungs-
und Ruhestätten planungsrelevanter Arten Tierarten noch Vorkommen von Jungvögeln
zu erwarten sind.

f) Artenschutzrelevante Überprüfungen sind grundsätzlich von fachkundigem
Personal durchzuführen.

g) Aus Gründen des Insektenschutzes (auch als Nahrung für Vögel u. Fledermäuse)
soll die Beleuchtung des Plangebietes, insbesondere der Straßenseitenräume, sparsam
und nach den neuesten Standards erfolgen. Zu empfehlen ist die Verwendung von
Natriumdampf-Niederdrucklampen (NA) oder LED-Lampen mit einem abgeschirmten,
begrenzten, zum Boden gerichteten Lichtkegel. Kugellampen sollen nicht verwendet
werden. Geeignet sind Lampen mit einem Spektralbereich von 570 - 630 nm. Sollten
Leuchtstoffröhren verwendet werden, sind Röhren mit dem Farbton „warmwhite“ zu
verwenden. Darüber hinaus sollten eher mehrere, schwächere, niedrig angebrachte als
wenige, starke Lichtquellen auf hohen Masten installiert werden.

h) Es ist die Aufhängung von fünf Nisthilfen für den Star in der näheren Umgebung
des Eingriffsorts südlich des Geltungsbereichs in der Gemarkung Bad Bentheim,
Flur 25, Flurstück 117/7 umzusetzen. Dort sind geeignete, artspezifische künstliche
Nisthilfen an Bäumen aufzuhängen (Starenkästen/-höhlen mit Fluglochweiten von ca.
45 mm). Die Nisthilfen sind in einer Höhe von ca. 4 m in wettergeschützter Lage
fachgerecht anzubringen.

1.7 Immissionsschutz gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Allgemeines Wohngebiet von 55 dB(A) am
Tag und 45 dB(A) in der Nacht werden teilweise überschritten. Es werden maximal rd.
64 / 56 dB(A) (Tag / Nacht) erreicht.

Die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen, in den nicht nur zum
vor\'fcbergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen, sind in die in den
folgenden Tabellen genannten Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 “Schallschutz im
Hochbau” einzustufen (Tabelle 7, DIN 4109-1:2018-01).

Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des
Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten
Lüftern vorgeschrieben. Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen.
Die Einhaltung der erforderlichen Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder



anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden oder
Gebäudeteilen nachzuweisen.

Außenwohnbereiche:

In den Teilbereichen A und B sind die Außenwohnbereiche auf den Rückseiten im
Lärmschatten der Gebäude, Nebengebäude oder anderer massiver baulicher Anlagen /
Wände mit einer Mindesthöhe von 3 Metern über der Oberkante der zu schützenden
Fläche zu errichten (Winkel von 120 bis 180 Grad in Bezug auf die nächstgelegene
Straße). Beim Einsatz von schallabschirmenden Maßnahmen (z.B. Lärmschutzwänden)
müssen diese über eine flächenbezogene Masse von mindestens 10 kg/m² [DIN
ISO 9613 -2] bzw. ein bewertetes Schalldämm-Maß Rw von mindestens 25 dB
[VDI 2720 -1] verfügen. Darüber hinaus müssen die Wände eine geschlossene
Oberfläche ohne offene Spalten oder Fugen aufweisen.

Die Lage der Außenwohnbereiche ist festgesetzt. Im Rahmen von Einzelnachweisen
sind Abweichungen möglich.

1.8 Zuordnung der Ausgleichsflächen gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Der Bebauungsplan Nr. 92 „Ehemalige Hofstelle Schulte-Kolthoff“ verursacht bei seiner
Realisierung Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft, die auszugleichen sind
(30.349 Werteinheiten). Zur Kompensation stehen in gleicher Höhe Werteinheiten aus
dem Kompensationsflächenpool „Syen-Venn“ zur Verfügung.

Diese externen Ausgleichsflächen werden als Ausgleichsmaßnahmen gem. § 9 Abs. 1a
BauGB den Eingriffsflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wie folgt
zugeordnet:

Öffentliche Verkehrsflächen 27 %

Grünflächen (öffentlich)   6 %

Wohnbaugebiete 54 %

Gemischte Baugebiete   1 %

Flächen für die Wasserwirtschaft 12 %



2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE GESTALTUNG gem. § 9 Abs. 4
BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 NBauO

2.1 Notwendige Einstellplätze gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 47 NBauO

Die Herstellung der notwendigen Einstellplätze richtet sich nach der Stellplatzsatzung
der Stadt Bad Bentheim vom 21.07.2023.

2.2 Dachausbildung gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO

Es sind nur geneigte Dächer (Sattel-, Walm- oder Krüppelwalm) mit Neigungswinkel
zwischen 22 und 45 Grad zulässig. Dachaufbauten (z.B. Gauben, Zwerchgiebel und
Frontspieße) dürfen 2/3 der jeweiligen Dachfläche nicht überschreiten und müssen von
den Ortgängen (seitliche Dachränder) einen Abstand von mindestens einem Meter
halten. Garagen und Nebengebäude sind auch in Flachdachbauweise zulässig.

2.3 Dacheindeckungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO

a) Für die Deckungen der geneigten Dächer sind Ziegel oder Betondachsteine der
Farben Rot, Rot-Braun, Grau, Anthrazit bis Schwarz zulässig.

b) Nicht zulässig sind „glänzend“ glasierte Dachziegel.

c) Dachflächenfenster sowie Elemente, die der Nutzung erneuerbarer Energien
dienen, sind zulässig.

2.4 Einfriedungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO

a) Grundstücke sind mit naturraumtypischen (heimischen) Laubgehölzen in Form
einer Hecke (z. B. mit Hainbuche, Rotbuche, Liguster, Weißdorn, Rotdorn o. ä.)
einzufrieden. Kombinationslösungen mit Zäunen sind zulässig, sofern diese von der
Straßenseite aus optisch nicht in Erscheinung treten.

b) Einfriedungen, die überwiegend aus Kunststoffen bestehen, sind darüber hinaus
entlang aller Grundstücksseiten untersagt.



2.5 Gestaltung der nicht überbauten Flächen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. gem.
§ 84 Abs. 3 Nr. 6 NBauO

a) Die Außenanlagen der privaten Baugrundstücke sind mit Ausnahme der
notwendigen Erschließungsflächen/Terrassen/ Nebenanlagen gärtnerisch anzulegen; 
die Anlage von Schotter- und Foliengärten sowie die Errichtung von Gabionen ist nicht
gestattet

b) Im Allgemeinen Wohngebiet WA-1 sind Grundstückszufahrten und -zugänge sind
nur mit einer maximalen Breite von bis zu 6,00 m zulässig.

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN gem. § 9 Abs. 6 BauGB und sonstige
Hinweise

3.1 Archäologische Bodenfunde gem. § 14 NDSchG

Das Plangebiet befindet sich südwestlich des historischen Kerns der Stadt Bad
Bentheim. Der höher gelegene Teil im Nordosten des Areals weist ein erhöhtes
archäologisches Potenzial auf. Mit bisher unbekannten archäologischen Funden und
Befunden muss hier gerechnet werden, wobei es sich um Bodendenkmale handelt, die
durch das Nieders. Denkmalschutzgesetz geschützt sind. Sämtliche Erdarbeiten in
diesen Bereichen bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung (§13 NDSchG),
diese kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein.

Daraus ergeben sich für den höher gelegenen nordöstlichen Teil des Plangebietes
folgende denkmalpflegerische Notwendigkeiten:

• Ausreichend im Vorfeld jeglicher Bau- und Erschließungsarbeiten ist durch ein
entsprechendes Raster von Suchschnitten auf dem Areal durch entsprechende
Fachleute zu klären, wo weitere Denkmalsubstanz vorhanden ist.

• Abhängig von diesem Untersuchungsergebnis ist ggf. eine fach- und
sachgerechte archäologische Ausgrabung notwendig, deren Umfang und Dauer von der
Befundsituation abhängig ist.

• Die entstehenden Kosten für die Voruntersuchungen und ggf. notwendigen
Ausgrabungen können nicht von der Archäologischen Denkmalpflege getragen werden.

Grundsätzlich gilt Folgendes:

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde
(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie



auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher
Funde) gemacht oder Denkmale der Erdgeschichte freigelegt werden, sind diese gem.
§ 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der
Denkmalbehörde des Landkreises Grafschaft Bentheim unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde
und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen
nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn
nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

3.2 Baugrund

Im Untergrund des Planungsgebietes stehen laut LBEG unter Festgesteinen der
Unterkreide lösliche Gesteine des Oberen Jura (Malm) an. Die löslichen Gesteine
können in Tiefen anstehen, in denen lokal Verkarstungserscheinungen möglich sind
(irreguläre Auslaugung). Erdfälle aus dieser Tiefe sind im B-Planbereich sowie im
näheren Umfeld nicht bekannt. Dementsprechend ist die Planungsfläche formal der
Erdfallgefährdungskategorie 2 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen
Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987, AZ.
305.4 - 24 110/2 -).

Bei Bauvorhaben im Planungsgebiet kann - sofern sich auch bei der
Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben - auf konstruktive
Sicherungsmaßnahmen bezüglich der Erdfallgefährdung verzichtet werden.

Laut Kartenserver des LBEG steht im Planungsbereich zum Teil setzungs- und
hebungsempfindlicher Baugrund an. Es handelt sich hierbei um wasserempfindlichen
Ton und Tongesteine aus der Unterkreide.

Bei Bauvorhaben sind die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen der
Baugrunderkundung zu prüfen und festzulegen.

Bei Bauvorhaben sind für die geotechnische Erkundung des Baugrundes die
allgemeinen Vorgaben der DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen
der DIN 1054:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu
beachten. Der Umfang der geotechnischen Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-10
mit ergänzenden Regelungen DIN 4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-
2/NA:2010-12 vorgegeben. Vorabinformationen zum Baugrund können dem Internet-
Kartenserver des LBEG (www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden.



3.3 Baubeschränkungen entlang der L 39 gem. NStrG

Entlang der L 39 gelten außerhalb der Ortsdurchfahrt die Anbauverbote und -
beschränkungen nach § 24 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG).

a) Innerhalb der in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellten Bauverbotszone
dürfen gem. § 24 Abs.1 NStrG

i. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren
Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn und

ii. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung, die über
Zufahrten unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen, nicht errichtet
werden.

b) Innerhalb der in der Planzeichnung nachrichtlich dargestellten
Baubeschränkungszone dürfen gem. § 24 Abs.2 NStrG ergehen Baugenehmigungen
oder nach anderen Vorschriften notwendige Genehmigungen im Benehmen mit der
Straßenbaubehörde, wenn

i. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung längs der
Landes- und Kreisstraßen in einer Entfernung bis zu 40 m, gemessen vom äußeren
Rand der für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn, errichtet oder erheblich
geändert werden sollen,

ii. bauliche Anlagen im Sinne der Niedersächsischen Bauordnung auf
Grundstücken, die außerhalb der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an Landes- und
Kreisstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder
anders genutzt werden sollen.

3.4 Verkehrliche Immissionen

Von der Landesstraße 39 (Rheiner Straße), der Wilhelmstraße sowie der Bahnlinie der
Bentheimer Eisenbahn gehen Emissionen aus. Für die geplanten Bauvorhaben können
gegenüber dem Baulastträger der Straße bzw. der Bahn keinerlei
Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend
gemacht werden.



3.5 Landwirtschaftliche Immissionen

An das Plangebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen. Die daraus im Zuge
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung entstehenden Geruchs- und
Geräuschimmissionen sind als ortsüblich hinzunehmen.

3.6 Fluglärm

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 18a LuftVG
des militärischen Flugplatzes Rheine-Bentlage. Ferner liegt das Plangebiet in einem Jet-
Tiefflugkorridor. Aufgrund der Lage des Plangebietes ist daher durch den
Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm - und Abgasemissionen zu rechnen. Beschwerden und
Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen
wie Fluglärm etc. beziehen, können nicht anerkannt werden.

3.7 Artenschutz

a) Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans ist aus artenschutzrechtlichen
Gesichtspunkten die Anbringung von insgesamt 15 artspezifischen Nisthilfen für
Haussperlinge an zukünftig entstehenden Gebäuden erforderlich. Die Nisthilfen sind
fachgerecht anzubringen. Die Verteilung der Nisthilfen im Geltungsbereich ist
vorzugsweise im Rahmen der Grundstücksvergabe zu klären.

b) Im Zusammenhang mit dem Rückbau der ehemals im Geltungsbereich
befindlichen Hofstelle sind Ersatzquartiere in Form von fünf Fledermausflachkästen an
den Gebäudestrukturen des Sandsteinmuseums in Bad Bentheim (Funkenstiege 5)
angebracht worden.

3.8 Hinweis zum Ausbau von Gebäuden

Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für Endnutzer von
Telekommunikationsdienstleistungen verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den
Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfähigen passiven Netzinfrastrukturen
(Leerrohre, §3 Abs. 45 TKG) sowie einem Zugangspunkt zu diesen passiven
gebäudeinternen Netzkomponenten auszustatten.



3.9 Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung auf Dächern gem. § 32a NBauO

Gemäß § 32a Abs. 1 NBauO sind bei der Errichtung von Gebäuden, die mindestens
eine Dachfläche von 50 m² aufweisen, mindestens 50 v. H. der Dachfläche mit
Solarenergieanlagen zur Stromerzeugung auszustatten.

3.10 Überplanung angrenzender B-Pläne

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 92 „Ehemalige Hofstelle Schulte-Kolthoff“
werden für die überplanten Flächen alle zeichnerischen und textlichen Festsetzungen
des Ursprungsplans unwirksam.

3.11 Rechtliche Grundlagen

Die dieser Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse,
DIN-Vorschriften) können während der Dienststunden der Stadtverwaltung im
Rathausgebäude Schlossstraße 2, 48455 Bad Bentheim eingesehen werden.
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